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Im Herbst 2005 leitete die Eidgenössische 
Koordinationskommission für Arbeitssicher-
heit (EKAS) eine Revision ihrer zehn Jahre 
zuvor auf Basis der Verordnung über die Un-
fallverhütung (VUV) verabschiedeten Richt-
linie über den betrieblichen Beizug von Ar-
beitsärzten und anderen Spezialisten der 
Arbeitssicherheit («ASA-Richtlinie») ein.1 
Zur Verbesserung der Transparenz bezüglich 
der volkswirtschaftlichen Auswirkungen wur-
de die Revision von einer RFA begleitet, wel-
che vom Staatssekretariat für Wirtschaft 
(SECO) in Zusammenarbeit mit der Projekt-
gruppe für die Revision der Richtlinie umge-
setzt wurde. 

Untersuchungsmethode  
und Wirkungsmodell 

Das Instrument der RFA wird in der 
Schweiz seit dem Jahr 2000 angewandt, um die 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Vor-
lagen des Bundes zu prüfen und in einem ei-
genständigen Kapitel der Botschaften ans 
Parlament darzustellen. Im Jahr 2006 wurde 
der Anwendungsbereich der RFA über Geset-
ze, Verordnungen und volkswirtschaftlich 
bedeutsame rechtsanwendende Erlasse hin-
aus auf Richtlinien, Rundschreiben und Wei-
sungen der Verwaltung ausgedehnt.2 

Die RFA zur Revision der ASA-Richtlinie 
vereinigte bestimmte Elemente der traditio-
nellen Kosten-Nutzen-Analyse sowie des in 
jüngerer Zeit zur Messung der administra-
tiven Kosten in Europa immer öfter ange-
wandten Standard-Kosten-Modells. Für die 
Schweiz ist sie vermutlich der erste Versuch, 
wichtige Kosten- und Nutzenkomponenten 
der Arbeitssicherheit im Rahmen einer ein-
heitlichen Modellrechnung fassbar zu ma-
chen. Die RFA konzentrierte sich auf zwei im 
Zusammenhang mit der Revision besonders 
wichtige Auswirkungen: Auf Basis von Mo-
dellrechnungen wurden die administrativen 
Kosten der Unternehmen sowie der Nutzen 
aufgrund verringerter Unfallzahlen abge-
schätzt. Auf der Nutzenseite wurde zwischen 
einer volkswirtschaftlichen und einer betriebs-
wirtschaftlichen Perspektive unterschieden, 
wobei sich «betriebswirtschaftlich» hier nicht 
auf einzelne Betriebe bezog, sondern auf die 
Gesamtheit der Betriebe innerhalb der jeweils 
untersuchten Betriebskategorie.3

Die RFA erfasste somit nicht die kom-
pletten volkswirtschaftlichen Gesamtwir-
kungen. Wichtige Faktoren wurden ausge-
klammert. Dazu gehören etwa die im 
Zusammenhang mit der Revision weniger 
umstrittenen betrieblichen Sachinvestitionen 
in die Arbeitssicherheit (Kostenseite) oder  
die Reduktion von Berufskrankheiten, ande-
ren arbeitsassoziierten Gesundheitsschädi-
gungen und menschlichem Leid (Nutzen-
seite). Ebenfalls ausgeklammert wurden die 
im vorliegenden Fall weniger gewichtigen 
dynamischen Auswirkungen auf den Preis  
von Arbeit und Produkten, auf die Wettbe-
werbsfähigkeit und anderes mehr. Da die 
Auswirkungen der Richtlinie oft nicht sauber 
von jenen des übergeordneten Rechts unter-
schieden werden können und die Richtlinie 
nur eine begrenzte Rechtswirkung entfaltet, 
bleibt die Folgenabschätzung ein delikates 
Unterfangen.4 

Das verwendete Wirkungsmodell geht aus 
der Grafik 1 hervor. Im Wirkungsmodell  
wird unterschieden zwischen fünf Betriebs-
grössenklassen und jeweils vier Risikokatego-
rien, welche sich aus dem Vorhandensein be-
sonderer Gefahren im Betrieb (mit/ohne 
besondere Gefahren) und aus der Höhe des 
Netto-Prämiensatzes in der Berufsunfallversi-
cherung (>0,5%/<_0,5% der betrieblichen 
Lohnsumme) ergeben.5 Daraus resultieren 20 
Betriebskategorien, welche separat analysiert 
werden mussten, bevor die Ergebnisse nach 
Betriebsgrössenklassen bzw. nach Risikokate-
gorien zusammengefasst werden konnten.6 
Abgeschätzt wurden die jährlichen monetären 
Kosten sowie der jährliche monetäre Nutzen 
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1 Vgl. Art. 11b Abs. 1 VUV. 
2 Weiterführende Informationen zur RFA im Bund finden sich auf der 

RFA-Webpage des SECO: www.seco.admin.ch, Rubriken «Themen», 
«Strukturanalysen und Wirtschaftswachstum», «Regulierungsfol-
genabschätzung». 

3 Einzelbetriebe haben dank der Unfallversicherung Anreize, höhere 
Risiken einzugehen, da allfällige Unfallkosten von allen Betrieben 
getragen werden (Problematik des moral hazard). Zu den volkswirt-
schaftlichen Kosten von Arbeitsunfällen vgl. Suva 2004, S. 37–43. 

4 Die Anwendung der Richtlinie ist rechtlich nicht zwingend, begrün-
det aber die juristische Vermutung, dass der Arbeitgeber den Ver-
pflichtungen des übergeordneten Rechts nachgekommen ist (vgl. 
Art. 11b Abs. 2 VUV). 

5 Besondere Gefährdungen bestehen in Betrieben mit besonderen Ar-
beitsplatzverhältnissen, mit Brand- oder Explosionsgefährdungen 
oder mit bestimmten chemischen, biologischen oder physikalischen 
Einwirkungen (vgl. Anhang 1 der revidierten Richtlinie). Die Begrif-
fe besondere Gefahr und besondere Gefährdung sind in der alten 
bzw. der neuen Richtlinie gleichbedeutend und werden in diesem 
Beitrag synonym verwendet. 
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der bisherigen und der revidierten Richtlinie, 
wobei die Betonung auf die Differenz zwi-
schen vorher und nachher gelegt wurde. Ein 
allfälliger höherer administrativer Aufwand 
im ersten Jahr wurde gegebenenfalls auf fünf 
Jahre verteilt einbezogen. 

Das Wirkungsmodell wurde sodann in 
einem einfachen rechnerischen Modell kon-
kretisiert. In dessen Rahmen konnten die ge-
schätzten Werte (von Zahlen aus Voll- oder 
Stichprobenerhebungen über interpolierte 
oder extrapolierte Werte bis hin zu Vergleichs- 
und Erfahrungswerten) eingesetzt und die 
Kosten und Nutzen berechnet werden. Dies 
geschah in Zusammenarbeit mit Arbeitssi-
cherheits-Experten der Suva und der Eidge-
nössischen Arbeitsinspektion sowie unter 
Einbezug bestehender Studien, insbesondere 
zur administrativen Belastung.7

Anforderungen der Richtlinie und 
Abschätzungen für die Modellrechnung 

Die ASA-Richtlinie konkretisiert Bestim-
mungen der Verordnung über die Unfallver-
hütung. Letztere gilt für alle Betriebe, die in 
der Schweiz Arbeitnehmende beschäftigen.8 
Ausgangspunkt für die Folgenabschätzung 
war die systematische Erfassung der bisheri-
gen bzw. neuen Anforderungen der Richtlinie 
für 20 unterschiedliche Betriebskategorien. 
Berücksichtigt wurden dabei die zentralen 
Anforderungsbereiche sowie die jeweils für 
diese Bereiche geltenden Dokumentations-
vorschriften. Die entsprechenden Verände-
rungen und die Anzahl der jeweils betroffenen 
Betriebe werden in Kasten 1 erläutert.

Nebst der Anzahl der betroffenen Betriebe 
in den einzelnen Kategorien mussten für die 
Modellrechnung eine Reihe weiterer Fakto- 
ren abgeschätzt werden. Dazu gehörten der 
Stundenaufwand für die Betriebe und ein 
entsprechender Stundenansatz, die Kosten  
für überbetriebliche Lösungen zur Umset-
zung der Richtlinie, die Unfallreduktions- 
rate aufgrund der Anwendung der Richt- 
linie, die durchschnittlichen Kosten eines 
Arbeitsunfalls aus versicherungstechnischer, 
betriebswirtschaftlicher und volkswirtschaft-
licher Perspektive sowie die Umsetzungs- 
rate in den einzelnen Betriebskategorien. Bei 
den Abschätzungen musste in unterschiedli-
chem Mass zwischen der alten und der neuen 
Richtlinie sowie zwischen unterschiedlichen 
Betriebskategorien unterschieden werden. In 
Grafik 1 werden die abgeschätzten Werte in 
vereinfachter Form wiedergegeben. 

Ergebnisse der Modellrechnung

Die Tabelle 1 gibt einen nach Betriebsgrös-
senklassen bzw. nach Risikokategorien aufge-

Anforderungen des übergeordneten Rechts (UVG/VUV) an die Betriebe (unverändert)
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Anforderungen der ASA-Richtlinie an die Betriebe (vgl. Kasten 1)

Umsetzungsrate 

– Grossbetriebe:  80%–90%
– Mittelbetriebe:  60%–80%
– Kleinbetriebe:  40%–60%
– Kleinstbetriebe:  20%–50%

In % der Betriebe; 
differenziert nach Betriebs-
kategorien (bisher/neu: 
grundsätzlich unverändert)

Nach Betriebskategorien differenzierter Vergleich bisher/neu im Hinblick auf: 
– Gefährdungsermittlung – ASA-Beizug – Sicherheitskonzept
– Massnahmen – Organisation – Dokumentation

Administrativer Aufwand pro Betriebsteil

Ohne besondere Gefährdungen 
(bisher/neu)
– Kleinstbetriebe: 0–24h / 2h
– Kleinbetriebe: 24–36h / 2h
– Mittelbetriebe: 40–60h / 40–60h
– Grossbetriebe: 64–96h / 64–96h

Mit besonderen Gefährdungen 
(bisher/neu)
– Kleinstbetriebe: 4–60h/18–24h
– Kleinbetriebe: 66–100h/60–90h
– Mittelbetriebe: 132–200h/120–180h
– Grossbetriebe: 264–400h/240–360h

Stundenansatz

Unfallreduktionsrate
(abgeschätzt auf Basis der jeweiligen 
Unfallrate pro 1000 Beschäftigte)

Nutzen durch Unfallreduktion

Differenziert nach Betriebskategorie: 
– meist 15%–20%
– min. 8%
– max. 30%
(bisher/neu: grundsätzlich unverändert)

UVG-Kosten pro Fall: ca. 6000 CHF
(2004: 1,5 Mrd. CHF, 257 000 Fälle)

Betriebswirtschaftliche Kosten pro Fall 
(UVG-Kosten x 2,0): ca. 12 000 CHF 
(2004: ca. 3,0 Mrd. CHF für alle Fälle)

Volkswirtschaftliche Kosten pro Fall 
(UVG-Kosten x 3,0): ca. 18 000 CHF 
(2004: ca. 4,5 Mrd. CHF für alle Fälle)

50 CHF/h

Kosten für überbetriebliche Lösungen

200–800 CHF pro Betrieb
(differenziert nach Betriebskategorien)

Administrative Kosten (in CHF)

Nettonutzen – Nutzen Unfallreduktion minus administrative Kosten (in CHF)

(Resultate in Zahlen: siehe Tabelle 1)

Nutzen durch Unfallreduktion (in CHF)

Volkswirtschaftlicher Netto-Gesamtnutzen der ASA-Richtlinie

Nutzen der Reduktion arbeits-
assoziierter Gesundheitsschäden

Anzahl Vollbeschäftigte

Total: 3 476 000 Vollbeschäftigte 
(differenziert nach Betriebskategorien;
vgl. Tabelle 1, Kasten 1)

Anzahl Betriebsteile

Total: 414 000 Betriebsteile
(differenziert nach Betriebskategorien;
vgl. Tabelle 1, Kasten 1)
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Grafik 1

Wirkungsmodell und Abschätzung der Einflussfaktoren (vereinfachte Darstellung)

6 Aus Platzgründen werden die differenzierten Resultate 
zu den 20 Betriebskategorien in Tabelle 1 nicht wieder-
gegeben. Aus den differenzierten Resultaten sind zwar 
keine direkten, wohl aber indirekt ableitbare Aussagen 
zu einzelnen Sektoren und Branchen möglich.

7 Vgl. Müller 1998, SECO 2006, Schlange 2006. 
8  Art. 1 Abs. 1 VUV. Ausnahmen vom Geltungsbereich  

(z.B. Privathaushalte) werden in Art. 2 VUV bestimmt. 
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gliederten Überblick über die geschätzten 
monetären Auswirkungen der ASA-Richtlinie 
durch administrative Belastungen bzw. sowie 
durch den Rückgang der Arbeitsunfälle, dies 
aus volkswirtschaftlicher Perspektive und je-
weils aufsummiert für die gesamte entspre-
chende jeweilige Betriebskategorie.9 Der dabei 
in diesem Zusammenhang verwendete Begriff 
des «Nettonutzens» bezieht sich dabei strikt 
auf diese beiden Komponenten und nicht auf 
den kompletten volkswirtschaftlichen Ge-
samtnutzen. 

Gemäss den Berechnungen dürfte die Re-
vision zu einer Reduktion der jährlichen ad-

ministrativen Kosten um mehr als 45 Mio. 
Franken führen – von gegen 200 Mio. Franken 
auf weniger als 150 Mio. Franken. Der grösste 
Teil dieser Einsparungen um etwa 25% geht 
auf geringere Dokumentationserfordernisse 
zurück. Zwei Drittel davon (also etwa 30 Mio. 
Franken) fallen bei den Kleinstbetrieben an, 
etwa ein Viertel (gut 10 Mio. Franken) bei den 
Kleinbetrieben. Der Rest der Einsparungen 
(in der Grössenordnung von 5 Mio. Franken) 
verteilt sich auf Mittel- und Grossbetriebe. 

Der volkswirtschaftliche Nutzen durch die 
Reduktion der Unfallkosten im Zusammen-
hang mit der Anwendung der ASA-Richtlinie 
bleibt gemäss den Modellrechnungen prak-
tisch unverändert bei etwas mehr als 1 Mrd. 
Franken jährlich (aus betriebswirtschaftlicher 
Perspektive ca. 700 Mio. Franken). Über Run-
dungsdifferenzen hinausgehende substanzi-
elle Veränderungen ergeben sich einzig bei 
Kleinstbetrieben. Hier werden volkswirt-
schaftliche Gewinne von jährlich rund 15 Mio. 
Franken erwartet, was einer Steigerung um 
mehr als einen Viertel entspricht.10 

Dass bei den Kleinstbetrieben trotz we-
sentlicher administrativer Entlastung die Un-
fallkosten unter der neuen Richtlinie leicht 
reduziert werden können, mutet zunächst et-
was optimistisch an. Grundlage dafür ist je-
doch die Einschätzung, dass die nun reduzier-
ten Dokumentationsanforderungen als solche 
– im Gegensatz zu den unveränderten sub-
stanziellen Anforderungen – die Arbeitssi-
cherheit nicht direkt beeinflussen. Überdies 
wurden bei der Einschätzung des Stundenauf-
wands die neuen effizienzsteigernden Hilfs-
mittel für KMU einbezogen, welche von der 
EKAS parallel zur Revision ausgearbeitet wur-
den. 

Die Stossrichtung der Ergebnisse erwies 
sich als robust, wenn etwa der Stundenauf-
wand oder die Unfallreduktionsrate global 
um einen Drittel höher oder niedriger ange-
setzt wurde. Deutliche volkswirtschaftliche 
Nettoverluste in der Grössenordnung von 130 
Mio. Franken ergab jedoch ein Szenario, bei 
dem für die neue Richtlinie aufgrund der ad-
ministrativen Erleichterungen eine gegenüber 
der alten Richtlinie um einen Fünftel geringe-
re Wirksamkeit bei der Unfallreduktion ange-
nommen wurde. Und schliesslich: Wenn zeit-
gleich mit der Einführung der neuen Richtlinie 
zusätzlich auch nur jeder fünfte bisher noch 
säumige Betrieb die Richtlinie umsetzen wür-
de, dürften die administrativen Kosten der 
Schweizer Wirtschaft mit der Revision zwar 
statt um 45 Mio. nur um 10 Mio. Franken 
sinken. Im Gegenzug könnten jedoch schon 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht etwa 130 
Mio. Franken an Unfallkosten gespart werden 
und aus volkswirtschaftlicher Perspektive gar 
200 Mio. Franken. 

Kasten 1

Veränderte Anforderungen und Anzahl betroffene Betriebe 

Gefährdungsermittlung und  
zu treffende Massnahmen
– Neu: Erinnerung aller Betriebe an ihre Ver-

pflichtungen aus dem übergeordneten Recht 
bezüglich Gefährdungsermittlung und zu tref-
fenden Massnahmen (Art. 3–10 VUV und Art. 
3–9 ArGV3). Betrifft insbesondere die bisher 
explizit von der Richtlinie ausgenommenen 
260 000 Betriebe mit <5 Beschäftigten und 
einem BUV-Nettoprämiensatz ≤0,5%. Aus 
juristischer Gesamtperspektive: keine Ver-
änderung.

– Anspruchsvollerer Begriff «Risikoanalyse» 
kommt nicht mehr vor. Erleichterung betrifft 
die ca. 105 000 bereits der bisherigen Richt-
linie unterstellten Betriebe mit besonderen 
Gefährdungen.

ASA-Beizug
– Zu den bisher ca. 105 000 zum ASA-Beizug ver-

pflichteten Betrieben mit rund 1,7 Mio. Be-
schäftigten kommen neu schätzungsweise 
13 000 Kleinstbetriebe mit besonderen Gefah-
ren und ca. 20–25 000 Beschäftigten hinzu 
(für alle Betriebsgrössenklassen wurden die 
üblichen Definitionen aufgrund der Anzahl 
Vollbeschäftigter verwendet). Grund: Ende der 
expliziten Ausnahme für Betriebe mit <5 Be-
schäftigten und Nettoprämiensatz ≤0,5%.

– ASA-Beizug formell nicht mehr nötig, wenn 
erforderliches Fachwissen zur Gewährleistung 
der Arbeitssicherheit im Betrieb vorhanden. 
Aber: Vorhandensein von Fachwissen so defi-
niert, dass dies im Wesentlichen dem ASA-Bei-
zug in der bisher praktizierten Form entspricht 
(Beschäftigung oder Beauftragung von ASA-
Spezialisten, Anschluss an eine überbetriebli-
che Lösung). Einzige aber wichtige reale Neue-
rung: Fachwissen kann durch (von ASA-Spe-
zialisten ausgearbeitete) Unterlagen und 
Checklisten ausserhalb herkömmlicher über-
betrieblicher Lösungen erworben werden.

– Trägerschaften müssen überbetriebliche Lö-
sungen kontinuierlich verbessern und auch für 
Kleinstbetriebe umsetzbar machen.

Organisation
– Neu: Formelle Organisation der Arbeitssicher-

heit wird von Kleinbetrieben ohne besondere 
Gefahren sowie von Kleinstbetrieben nicht 
mehr verlangt. Unter Berücksichtigung der 
bisher bestehenden generellen Ausnahme für 
260 000 Kleinstbetriebe betrifft diese Erleich-

terung per saldo etwa 130 000 Betriebe mit ca. 
1 Mio. Beschäftigten.

– Unverändert: Formelle Organisation notwen-
dig bei Kleinbetrieben mit besonderen Gefah-
ren sowie bei allen Mittel- und Grossbetrieben 
(insgesamt ca. 25 000 Betriebe mit knapp 2 
Mio. Beschäftigten).

Sicherheitskonzept
– Bisherige explizite Vorgabe eines Sicherheits-

konzepts im Rahmen des ASA-Beizugs (für die 
105 000 der bisherigen Richtlinie unterstell-
ten Betriebe mit besonderen Gefahren) ent-
fällt.

Dokumentation
– Bisher musste die Erfüllung aller oben be-

schriebenen Anforderungen «schriftlich fest-
gehalten» (bei unterstellten 105 000 Betrie-
ben mit besonderen Gefahren) oder «doku-
mentiert» sein (bei unterstellten 50 000 Be-
trieben ohne besondere Gefahren). Neu: Teil-
weise deutliche Reduktion dieser Dokumenta-
tionsanforderungen (vgl. Ziffer 4 und Erläute-
rungen zu «Nachweis» im Anhang 4 der neuen 
Richtlinie).

– Nachweis der getroffenen Massnahmen «mit 
einfachen Mitteln» (z.B. ausgefüllte Checklis-
ten, Belege, mündliche Aussagen) für die 
knapp 100 000 der neuen Richtlinie unterstell-
ten Kleinstbetriebe mit besonderen Gefahren.

– Übrige ca. 22 000 Betriebe mit besonderen Ge-
fahren: «Nachweis» der Massnahmen (bein-
haltet keine mündlichen Aussagen und dürfte 
etwa dem bisherigen Begriff der «Dokumenta-
tion» entsprechen).

– Für die etwa 3700 Mittel- und Grossbetriebe 
ohne besondere Gefahren: Neu lediglich 
«Nachweis» der Organisation der Arbeitssi-
cherheit (statt «Dokumentation» sämtlicher 
Vorkehrungen).

– Für ca. 290 000 Klein- und Kleinstbetriebe oh-
ne besondere Gefahren: Keinerlei Dokumenta-
tionsverpflichtungen (ca. 47 000 davon muss-
ten zuvor ihre Vorkehrungen «dokumentie-
ren»).

– Aber: Nachweis der getroffenen Massnahmen 
«mit einfachen Mitteln» für die 13 000 neu der 
Richtlinie und dem ASA-Beizug unterstellte 
Kleinstbetriebe mit besonderen Gefahren.

9 Auf die Darstellung der betriebswirtschaftlichen Pers-
pektive wurde aus Platzgründen verzichtet. Aus be-
triebswirtschaftlicher Perspektive fällt der Nutzen durch 
die Reduktion der Arbeitsunfälle um einen Drittel weni-
ger hoch aus als bei der volkswirtschaftlichen. Aufgrund 
geringerer Externalitäten konnte bei den administra-
tiven Kosten auf eine Unterscheidung zwischen der 
volkswirtschaftlichen und der betriebswirtschaftlichen 
Perspektive verzichtet werden. 

10 Diese Gewinne ergeben sich im Wesentlichen dadurch, 
dass auch die zuvor von der Richtlinie explizit ausge-
nommenen 260 000 Betriebe mit weniger als fünf Be-
schäftigten und einem Prämiensatz von höchstens 0,5% 
an ihre Verpflichtungen im übergeordneten Recht erin-
nert werden, während 13 000 dieser Betriebe – nämlich 
jene mit besonderen Gefahren – neu zum ASA-Beizug 
verpflichtet sind.



Monatsthema

32 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 4-2007

Von den Ergebnissen kann im Übrigen 
abgeleitet werden, dass die betrieblichen Sach-
investitionen in die Arbeitssicherheit in der 
Schweiz jährlich 900 Mio. Franken erreichen 
dürften, ehe sie zusammen mit den administ-
rativen Kosten den Nutzen aus der Unfall-
reduktion überträfen. Ein Einbezug der 
arbeitsassoziierten Gesundheitsschäden (ins-
gesamt als noch kostspieliger als Arbeitsunfäl-
le eingeschätzt) und des menschlichen Leides 
würde diese Zahl noch entsprechend erhö-
hen. 

Fazit

Aus Sicht der Regulierungsfolgenabschät-
zung kann eine positive Bilanz der Revision 
der ASA-Richtlinie gezogen werden. Die ins-
besondere von Klein- und Kleinstbetrieben 
sowie von Betrieben ohne besondere Gefah-
ren geforderte und mit der Revision erreichte 
Milderung der Dokumentationserfordernisse 
dürfte zu jährlichen administrativen Einspa-
rungen von über 45 Mio. Franken (oder 25%) 
führen. Der volkswirtschaftliche Nutzen 
durch Unfallreduktion wird bei gleichblei-
bender Umsetzungsrate als praktisch stabil bei 
gut 1 Mrd. Franken eingeschätzt. Dies bei ver-
bleibenden volkswirtschaftlichen Gesamtkos-
ten der Arbeitsunfälle von rund 4,5 Mrd. 
Franken oder 1% des Bruttoinlandproduktes. 

Nach dem Abwurf von Ballast im Bereich 
der Dokumentation und dank begleitender 
Kommunikationsanstrengungen der EKAS 
scheinen Verbesserungen bei der bisher lü-
ckenhaften Umsetzung insbesondere in Klein- 
und Kleinstbetrieben möglich. Damit könnte 
ein Teil des verbleibenden Potenzials für die 

Einsparung volkswirtschaftlicher Unfallkos-
ten realisiert werden, das bei flächendecken-
der Beachtung der ASA-Richtlinie im verwen-
deten Modell auf zusätzliche rund 800 Mio. 
Franken eingeschätzt wird. 

Mit ihrer systematischen und transparen-
ten Abschätzung der wirtschaftlichen Auswir-
kungen konnte die RFA zu verbesserten und 
breiter akzeptierten Entscheidgrundlagen für 
die Revision der ASA-Richtlinie beitragen. 
Damit begünstigte sie den Erfolg der Revision 
und erleichtert die Umsetzung der neuen 
Richtlinie in den Betrieben. 

Kasten 2
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 Kosten Nutzen Nettonutzen
 durch administrativen  durch Reduktion  Unfallreduktion minus 
 Aufwand der Betriebe der Arbeitsunfälle admin. Aufwand

   Anzahl Anzahl    Diffe-   Diffe-   Diffe-
Betriebskategorie  Betriebsteile Mitarbeitende Bisher Neu renz Bisher Neu renz Bisher Neu renz

Nach Betriebsgrössenklasse

Grossbetriebe (250+ Vollbeschäftigte) 1 050 575 000 12  11  –1  197  196  –2  185  184  –1 

Mittelbetriebe (50–250 Vollbeschäftigte) 7 650 865 000 35  33  –3  344  349  6  308  317  8 

Kleinbetriebe (10–50 Vollbeschäftigte) 32 700 997 000 53  42  –11  341  340  0  287  298  11 

Kleinstbetriebe (5–10 Vollbeschäftigte) 45 000 453 000 30  13  –17  97  96  –1  67  83  16 

 (0–5 Vollbeschäftigte) 328 000 586 000 57  44  –13  52  67  15  –5  23  28 

Nach Risikokategorie

Prämiensatza  mit besonderen Gefahren 99 900 1 405 000 138  101  –37  660  657  –3  522  556  34 

> 0.5% ohne besondere Gefahren 11 100 156 000 4  2  –2  26  26  0  22  24  2 

Prämiensatza mit besonderen Gefahren 18 900 300‘000 20  21  1  137  142  4  118  121  3 

 ≤ 0.5% ohne besondere Gefahren 284 500 1 615 000 27  20  –8  207  224  17  180  204  24 

Total   414 400 3 476 000 189  143  –46  1 031  1 048  18  842  905  63 

Tabelle 1

Administrativer Aufwand und Unfallreduktion: Volkswirtschaftliche Kosten und Nutzen der ASA-Richtlinie
Vergleich der  bisherigen und der revidierten Richtlinie, in Mio. Franken pro Jahr und Betriebskategorie, gerundete Werte

Quelle: SECO / Die Volkswirtschafta BUV-Nettopämiensatz in % der betrieblichen Lohn-
summe.

Anmerkung: Aus Rundungsdifferenzen können Abweichun-
gen bei den Zahlenwerten resultieren. Alle Angaben im Zu-
sammenhang mit der Anzahl der betroffenen Unternehmen 
beziehen sich in dieser Untersuchung auf die Anzahl der 
Betriebsteile im Sinne der Unfallversicherungsstatistik  
(ca. 414 000 im Jahr 2006). Dem Konzept der Betriebsteile 
kommt in der Eidgenössischen Betriebszählung jenes der 
Arbeitsstätten am nächsten. Gemäss der Betriebszählung 
2001 gab es in der Schweiz im 2. und 3. Sektor insgesamt 
383 000 Arbeitsstätten, aber lediglich 318 000 Unterneh-
mungen. Der Einfachheit halber werden in diesem Beitrag 
«Betriebsteile» im Sinne der UVG-Statistik in der Regel als 
«Betriebe» bezeichnet.


